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Die Grundpositionen des ZGB zum vertraglichen Eigentums­
erwerb wurden durch grundsätzliche Erläuterungen4 mehr­
fach verdeutlicht. Wie die Praxis zeigt, treten aber hin und 
wieder Unklarheiten auf, und es bedarf deshalb m. Ё. wei­
terer theoretischer Überlegungen zur Konzeption des ZGB, 
insbesondere hinsichtlich des Eigentumserwerbs an beweg­
lichen Sachen durch Kaufvertrag.

Der Eigentumserwerb beim Kauf erfolgt durch Abschluß 
des Kaufvertrags sowie durch die Übergabe der Ware und 
die Zahlung des Kaufpreises, sofern hinsichtlich der Über­
gabe und/oder der Zahlung des Kaufpreises nichts anderes 
vereinbart wurde (§§ 26 Abs. 1, 139 Abs. 3 ZGB). Eine Redu­
zierung dieser Anforderungen auf das Vorliegen des Vertrags 
und die Übergabe, wie sie J. А ß m а n n für den Kauf unter 
Bürgern für richtig hält2, widerspricht dem Gesetz. Aßmann 
bietet eine Lösung an, die den berechtigten Interessen der 
Vertragspartner nicht gerecht wird. Sein Anliegen, den Eigen­
tumserwerb vor der Zahlung des Kaufpreises möglich zu ma­
chen, ist nach den Regelungen des ZGB jederzeit realisier­
bar; die Vertragspartner müssen nur Entsprechendes verein­
baren.

Vor dem Hintergrund der notwendigen Auseinanderset­
zung mit dem Abstraktionsprinzip, das die BGB-Regelung 
prägt3, ist möglicherweise die Bedeutung der im Zusammen­
hang mit dem vertraglichen Eigentumserwerb möglichen 
Vereinbarungen der Vertragspartner ein wenig aus dem 
Blickfeld geraten. Die neue Qualität des ZGB zeigt sich nicht 
nur darin, daß an die Stelle des Abstraktionsprinzips (mit 
der dieses kennzeichnenden Trennung des eigentumsrecht­
lichen Eigentumsübergangs von seinen schuldrechtlichen 
Grundlagen) das Kausalprinzip getreten ist, sondern auch 
und gerade darin, daß die kausale Übereignung gemäß §§ 26 
Abs. 1, 139 Abs. 3 ZGB der Vereinbarung der Vertragspartner 
eine wesentlich andere und m. E. auch größere Bedeutung zu­
mißt, als dies nach dem BGB der Fall war. Diese gesetzgebe­
rische Ausgestaltung4 wiederum ist entscheidend für den 
Übergang zum Kausalprinzip.

Das Kausalprinzip bedeutet zunächst, daß kein Eigentum 
erworben werden kann, wenn der Vertrag fehlt. Alle die 
Mängel des Vertrags, die zu seiner Nichtigkeit führen, ver­
hindern unmittelbar jeden Eigentumserwerb. Demjenigen, 
der auf Grund der Mangelhaftigkeit des Vertrags Eigentü­
mer geblieben ist, steht der Herausgabeanspruch (§ 33 Abs. 2 
Satz 1 ZGB) zu, ggf. auch der Anspruch auf Rückgabe unbe­
rechtigt erlangter Leistungen (§ 69 Abs. 1 ZGB).

Die Überwindung der Abstraktion von der causa, der ju­
ristischen Trennung zwischen (allein schuldrechtlichem) Ver­
pflichtungsgeschäft und (nur eigentumsrechtlichem) Verfü­
gungsgeschäft, bedeutet weiter, daß die vertragliche Verein­
barung, also in der Regel der Kaufvertrag, und die Über­
gabe als einheitlicher Vorgang begriffen werden. J. К 1 i n - 
к e r t hat hervorgehoben, daß der Wille der Partner des 
Kaufvertrags sich nicht nur auf schuldrechtliche Absichten, 
sondern gleichermaßen auf die eigentumsrechtlichen Folgen 
bezieht, also die Erfüllung des Kaufvertrags durch die Über­
gabe einschließt.5 Diese Ausgestaltung des Eigentumserwerbs 
nach dem Kausalprinzip hat jedoch keineswegs zur Folge, 
daß nun nicht mehr zwischen Verpflichtung und Erfüllung in 
kaufvertraglicher Hinsicht unterschieden werden müßte.6 
Der Kaufvertrag ist und bleibt Verpflichtungsgeschäft und 
erfüllt sich mit der Folge der Eigentumsverschaffung nicht 
im Selbstlauf. Hinzutreten muß die Übergabe der Ware und 
die Zahlung des Kaufpreises. Im Vergleich mit der BGB-Re­
gelung ist die Übergabe nicht mehr als Reälakt Bestandteil 
des (dinglichen) Verfügungsvertrags, sondern sowohl Bestä­

tigung der gewollten eigentumsrechtlichen Wirkungen des 
Kaufvertrags als auch Mittel seiner Erfüllung, das seinerseits 
mit der Zahlung des Kaufpreises sowohl schuldrechtlich als 
auch eigentumsrechtlich gekoppelt ist.

Die genaue Betrachtung der §§ 26 Abs. 1 und 139 Abs. 3 
ZGB zeigt jedoch, daß an die Problematik differenziert her­
angegangen werden muß. Notwendig für den Eigentumsüber­
gang sind die Übergabe der Ware und die Zahlung des Kauf­
preises nur dann, wenn die Vertragspartner nichts anderes 
vereinbart haben. Gemäß § 26 Abs. 1 Satz 2 ZGB kann ver­
einbart werden, daß der Erwerber Eigentümer der Sache 
wird, der Veräußerer jedoch im Besitz der Sache bleibt. Ein­
deutig wird hier die Vereinbarung eines sog. Besitzkonsti­
tuts" als eine Variante neben den Regelungen in § 26 Abs. 1 
Satz 1 und 3 ZGB angesehen. Auch § 139 Abs. 3 ZGB sieht 
vor, daß der Eigentumswechsel nur dann mit der Übergabe 
der Ware und Zahlung des Kaufpreises erfolgt, „soweit 
nichts anderes vereinbart ist“.

Die Konzeption des ZGB, wonach die Vertragspartner 
weitgehend eigenverantwortlich ihre Beziehungen gestalten, 
führt hinsichtlich des vertraglichen Eigentumserwerbs zu 
der Feststellung, daß alle Fragen der Übergabe bzw. ihres 
Ersatzes sowie der Zahlung des Kaufpreises einschließlich 
der Forderungssicherung der Disposition der Vertragspartner 
unterliegen. Die dispositiven Normen der §§ 26 Abs. 1 Satz 1, 
139 Abs. 3 erster Halbsatz ZGB kommen nur dann zur An­
wendung, wenn die Vertragspartner von ihren umfassenden 
Befugnissen zur spezifischen Bestimmung der Voraussetzun­
gen des Eigentumsübergangs (-erwerbs) im konkreten Fall 
keinen Gebrauch gemacht haben. Nur für diese Fälle gilt, 
daß der Zeitpunkt der Übergabe gesetzlich als Zeitpunkt des 
Eigentumsübergangs angesehen wird.®

Beim Kaufvertrag kommt ein zweites Indiz für den Eigen­
tumsübergang hinzu: Ist der Kaufpreis noch nicht gezahlt 
und auch nicht gestundet, so ist auch trotz erfolgter Über­
gabe der Ware noch kein Eigentumserwerb bzw. -Verlust ein­
getreten. Die interessengerechte Lösung des ZGB überträgt 
den vertraglichen Grundsatz der Gegenseitigkeit der Leistun­
gen auf den Eigentumserwerb, d. h. die Übereignung ge­
schieht auch Zug um Zug.
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